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Conseil fédéral: une idée pour 
avoir un vrai gouvernement 
Exécutif Un groupe de personnalités propose une réforme du mode d'élection 

Lemode d'élection du Conseil fé- 
déral, un par un et par ordre d'an- 
cienneté, ne fait plus recette. Trop 
de hasards néfastes, trop de ma- 
nœuvres tactico-politiciennes pour 
les uns. Manque de cohésion pour 
dlautres.Voire manque de légitimi- 
té, pour d'autres courants qui ont 
lancé l'idée d'une élection par le 

peuple. Présidé par l'ancienne 
conseillère aux Etats vaudoise so- 
cialiste Yvette Jaggi, un groupe de 
personnalités, réunies sous le label 
de Centre pour la réforme des insti- 
tutions suisses (CRIS), a présenté 
jeudi sa solution. Au lieu que les 
conseillers fédéraux soientélus unà 
un, le CRIS propose àl'Assemblée fé- 

dérale un scrutin de liste à deux 
tours. Au moins deux des sept can- 
didats devront appartenir aux mi- 
norités linguistiques. L'idée forte 
est que la liste est composée sur la 
base d'un programme minimum 
de législature, sur quelques sujets 
clés, voire même sur peu de choses, 
pourvu qu'unvrai débat d'idées ait 

eu lieu. ((Personne ne pourra ensui- 
te dire qu'il n'a pas choisi de se re- 
trouver au Conseil fédéral avec telle 
OU telle personne)), commente l'un 
des acteurs du groupe de réflexion. 
A chaud, les partis se sont montrés 
plutôt ouverts à cette idée, qui res- 
suscite le débat sur les réformes des 
institutions. b Page 6 
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Le chimpanzé, si proche de llhomme 

Le chimpanzé et l'homme ont en partage la trhs grande majorité de leur patrimoine génétique. Bien davantage que la souris et le rat. 
Telle est la conclusion des travaux de séquengage du génome du primate. ,Page 31 

Chaos et pillage: la 
Louisiane appelle à l'aide 

Le gouverneur de la Louisiane, 
Kathleen Blanco, a demandé jeudi 
l'envoi de 40000 militaires pour ré- 
tablir l'ordre à La Nouvelle-Orléans 
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INLAND Freitag, 2. September ZOOS . Nr. 

1999: Vereidigung des Bundesrates nach der Wahl durch die Bundesversammlung. (Bild key) 

Kabinettsbildung im Konkordanzsystem? 
Debatte um Listenwahl des Bundesrats lanciert 

Mit einer ((geschlossenen partei- und sprachübergreifenden Listenwahl)) für den Bun- 
desrat mochte ein neues ((Zentrum für institutionelle Reforrnen in der 'Schweim 
(ZIRS) eine «Neudefinition der Konkordanz)) herbeiführen. Ziel der Bestrebungen ist 
es offenkundig, die Fraktionen in Richtung Koalitionsvereinbahngen zu drangen. . 

se. Der Bundesrat solle künftig bei Gesamt- 
erneuerungswahlen nicht mehr einzeln, sondern 
über eine Listenwahl bestellt werden. Mit einem 
parlamentarischen Vorstoss mochten die beiden 
jungen Nationalratsmitglieder Christa Markwal- 
der (fdp., Bern) und Roger Nordmann (sp., 
Waadt) in der Herbstsession ni einer entspre- 
chenden Verfahrensiinderung anregen. Vorgestellt 
wurde der Initiativ-Entwurf am Donnerstag an 
einer Medienkonferenz in Bern, organisiert war 
der Anlass von einem im Mai gegründeten «Zen- 
tnim für institutionelle Reformen in der Schweim 
(ZIRS). Prasidiert wird dieses Reformer-Komitee 
von der Alt-Stqderatin und ehemaligen Lausan- 
ner Stadtpritsidentin Yvette Jaggi. Unter den 
Griindungsmitghedern fmden sich bekannte Par- 
lamentarier und alt Parlamentarier - vorab aus 
der Westschweiz, so etwa François Lachat, Gilles 
Petitpierre, Jean Studer oder Josef Zisyadis. Ziel 
des ZIRS sei es, die offentliche Debatte über 
Reformen der Institutionen zu lancieren. 

Mehr Koharenz durch neues Wahlsystem? 
Der am Donnerstag skizzierte Vorstoss sieht 

vor, dass die Wahl des Bundesrates als geschlos- 
sene Listenwahl in zwei Wahlgiingen zu erfolgen 
habe. Jede Liste müsste sieben wahlbare Perso- 
nen aufführen und von mindestens dreissig Mit- 
gliedern der Bundesversammlung unterzeichnet 

f werden; und mindestens zwei der sieben Kandi- 
daten auf jeder Liste müssten eine sprachiiche 
Minderheit vertreten. Gewahlt waen die sieben 
Kandidaten, deren Liste im ersten Wahigang das 
absolute Mehr erreicht. Erzielt keine Liste das 
absolute Mehr, würden in einem zweiten Wahl- 
gang die zwei Listen gegeneinander zur Wahl ste- 
hen, die im ersten Gang die meisten Stimmen er- 
zielt haben. Diese beiden Listen konnten teilweise 
(und unter vorgegebenen Bedingungen) mit 
neuen Namen besetzt werden. 

Die Initianten versprechen sich von einer Lis- 
tenwahl, dass eher ein afunktionierendes und 
konstruktiv zusammenarbeitendes Regierungs- 
team» bestellt würde, als das beim gegenwartigen 
Verfahren der Fa11 ist. 2003 sei der Bundesrat in 
eine rein arithmetisch motivierte Konkordanz 
ohne politischen Inhalt getreten, schreibt das 
ZIRS in einer Medienmitteilung, was denn auch 
ni «inkohaIentem Handeln und lahmender Un- 
bewegiichkeit)) geführt habe. 

Das am Donnerstag vorgestellte Modell, das 
nach Einschatzung der Initianten keine Verfas- 

sungsanderung verlangt (was noch genauer ni 
priifen wae), mochte die Grundvoraussetzungen 
des bisherigen Kollegialsystems beibehalten, \die- 
ses aber gleichzeitig mit Elementen eines parla- 
mentarischen Regierungssystems anreichern. Die 
Fraktionen müssten sich vor den Wahien auf eine 
eigentliche Kabinettsbildung einigen. Der Ein- 
fluss der einzeinen Ratsmitgheder wiirde gegen- 
über den Fraktionsspitzen auf ein Minimum redu- 
ziert. Die Initianten hoffen, dass alieine über eine 
Veriinderung des Wahlsystems für die Regierung 
so etwas wie bindende Koalitionsvereinbamngen 
im Konkordanzsystem zustande kamen. Dass 
eine solche prograrnmatische Koalition allerdings 
in der direkten Demokratie über vier Jahre Be- 
stand haben konnte, darf bezweifelt werden. 

~inzelwahl auf gemeinsamer Liste 
Ein anderes Modell verfolgt der Berner SVP- 

Nationalrat Hermann Weyeneth seit ein p a x  Jah- 
ren mit grosser Hartnackigkeit. Er mochte keine 
Koalitionen, dafür mehr echte Qualifikation und 
Selektion. Das heutige System der Bundesrats- 
wahl sei d e i n  von taktischen Manovern und von 
der Reihenfolge der Wahlgiinge bestimmt. Weye- 
neth schlagt deshalb ein Wahlverfahren vor, wo- 
nach wieder antretende Bundesrate auf einer ge- 
meinsamen Liste zeitgleich zu wahlen waren. Irn 
Gegensatz zur oben beschriebenen Listenwahl 
müsste dabei aber nach wie vor jeder einzeine 
Kandidat für sich das absolute Mehr erreichen. 
Nicht wiedergewahlte Bundesrate konnten ge- 
mitss dem Vorschlag Weyeneth zu einem Hoff- 
nungsgang antreten, bevor es anschliessend zur 
offenen ErgWungswahl kommt. 

Die Bundesversammlung hat sich im Rahmen 
der Beratungen zurn neuen Parlamentsgesetz 
gegen eine Anderung des Wahlverfahrens für die 

«Endlich mehr Transparenz!)), triumphier- 
te am Donnerstag die Stiftung für Konsu- 
mentenschutz. Von einem wichtigen Bei- 
trag zur Erhohung der Sicherheit im Flugver- 
kehm schrieb die FDP Schweiz gleichentags 
nach der Veroffentlichung der sogenannten 
schwarzen Liste der in der Schweiz aufgrund 
von Sicherheitsmhgeln nicht zur Landung 
zugelassenen Fluggesellschaften durch das 
Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL). 

Einmal abgesehen von der Frage, ob ein 
Papier, auf dem gerade zwei Namen stehen, 
überhabpt als «Liste» gelten kann: Was hilft 
dem Schwejzer Reisewilligen das neue 
Schriftstück aus Bern konkret? 1st es für den 
Konsumenten nützlicher als jene merkwür- 
dige Liste, die Grossbritannien nach dem 
Unglück der agyptischen Flash Airlines im 
Januar 2004 unter innenpolitischem Druck 
in einer Art Pionierakt veroffentlichte und 
auf der neben Frachtfluggesellschaften eine 
Reihe von Staats-Airlines aus Schwarzafrika 
aufgeführt waren? BelgieA und Frankreich 
sind der Schweiz nach der Unfallserie im 
August - bisher notabene im Jahr mit der 
zweitgeringsten Unfallhaufigkeit seit der 
Verfügbarkeit aussagewaftiger Statistiken - 
mit der Publikation derartiger Listen voraus- 
gegangen. Keines der Flugunternehmen, die 
in die vier Unfalle des vergangenen Monats 
verwickelt waren, steht darauf. 

Eine dieser vier Fluggesellschaften war wie 
erinnerlich die Air France (Toronto); der 
Verdacht, dass das Fehlverhalten eines Pilo- 
ten wesentlich zum Unglück beitrug, steht 
bis zum Beweis des Gegenteils im Raum. 
Der franzosische Mega-Carrier ein unsiche- 
res Unternehmen? Flugsicherheit ist extrem 
schwierig verlasslich und willkürfrei zu mes- 
sen. «Alle gegen alle» kann hier keine 
Losung sein. hr igens:  Man versuche sich 
einmal die bilateralen Komplikationen vor- 
zustellen, sollte unglücklichenveise einmal 
ein Jet der Lufthansa bei einer BAZL- 
Inspektion auf einem Schweizer Flughafen 
hhgen  bleiben. 

Womit nichts gegen die sogenannten 
Ramp Inspections, wie sie das personell auf- 
gestockte BAZL , seit einiger Zeit vermehrt 
durchführt, gesagt sein soll. Allein schon das 
Wissen darum, jederzeit in. eine Sicherheits- 

Placebo für Flugreisende 
kontrolle geraten zu konnen, ist di 
forderlich. Aber die Ergebnisse 
nicht auf den Marktplatz, sonden 
H h d e  jener, die sie als Gmndlage 
bessemngen nutzen konnen. Fl 
schaften tauschen heute beispielsu 
Flugzeugherstellern schon nach ge 
gen Zwischenfallen Informationen : 
ser Meldefluss droht zum Schaden ( 
sicherheit zu versiegen, wenn die Ai  
fürchten müssen, aufgmnd von we 
genen Informationen auf irger 
schwarze Listen zu gelangen. 

Ausserdem: ,Jede Fluggesellscha 
einem Staat immatrikuliert. Dort, 
jeweiligen Aufsichtsbehorde, sitzt dc 
sat, der wirklich etwas bewirken ki 
nau diesen Weg beschreitet das ar 
sche International Safety Assessm 
gramme, mutmasslich mit einigerr 
Insoweit liegt BAZL-Direktor 1 
Cron richtig, wenn er ahnliche Ans 
gen auch auf der Ebene der euro 
Luftfahrtaufsichtsbehorden fordern 

Konsumentenschutzanliegen hin ( 

Ganz ohne Eigenverantwortung gel 
fach nicht. Wenn die immergleic 
fahrtgesellschaft eines beliebten F 
des am ostlichen Mittelmeer in sic 
relevantem Zusammenhang in den 
für Schlagzeilen sorgt, konnte man ( 

oder ohne Landeverbot - ja zuha~ 
eigenen Reiseplanungen zur Kenni 
men. Oder kann jemand allen En 
allen Wolken fallen, wenn er auf de 
sischen Liste die nordkoreanische A 
vorfindet? Staaten mit hohem tecl 
Standard und traditionell venvurzeli 
litatsbewusstsein organisieren ihren 
kehr in aller Regel sicherer. Der Ti 
mag weitere Hinweise geben, mi 
lichen Einschrhkungen freilich: De 
heitsausweis so gut wie aller Gür 
lines in Europa und in den USA ist 

Gewiss, die allerschwarzesten Sc 
sen sich mit dem Vorgehen der scl 
schen, belgischen, franzosischen u 
schen Behorden erfassen. Sie sind 
mit Blick auf das Volumen des We 
kehrs nicht wirklich das Problem. 

Regierung ausgesprochen. bie Staatspolitische 
Kommission des Nationalrats - deren Prkident 
übrigens derzeit Weyeneth selber ist - hat un- 
liingst erneut festgestellt, das geltende Verfahren 
bei Gesamterneuerungswahlen des Bundesrates 
sei transparent und biete genügend Spielraum 
auch für allfallige Abwahien. Eine Kommissions- 
rninderheit machte indes geltend, dass sich heute 
die einzeinen Wahlgiinge gegenseitig stark beein- 
flussen, was die Wiederwahlchancen auch unbe- 
liebter Kandidaten fordere. - Die Debatte ist lan- 
ciert, das kann nicht schaden. Im Kocher der SVP 
fmdet sich schliesslich auch irnrner noch die For- 
derung nach einer Volkswahi des Bundesrates. 
Bei al1 diesen Modellen ist freilich bis heute nicht 
überzeugend dargelegt worden, was genau der 
derzeit mangeinde Zusammenhalt in der Schwei- 
zer Politik tatsachlich mit angeblich fehlender Ko- 
h&enz im Verfahren zu tun haben soll. 

Zwei Airlines auf der schwarzen Liste 
Schweizer Vorstoss für europaische Koordination 

Das Bundesamt für Zivilluftfahrt (BÀZL) hat am Donnerstag wie angekündigt eine 
schwarze Liste mit den Namen zweier Fluggesellschaften aus Agypten und aus Arme- 
nien veroffentlicht, die derzeit nicht in der Schweiz landen dürfen. Das BAZL will' 
Druck für eine europaische Koordination derartiger Landeverbote rqachen. 

Bern, 1. Sept. (ap) Nach Grossbntannien, Bel- 
gien und Frankreich hat nun auch die Schweiz 
ihre schwarze Liste veroffentlicht. Das Thema 
habe mit den vier Flugunfallen im August an 
Dynamik gewonnen, sagte Raymond Cron, 
Direktor des Biindesamtes für Zivilluftfahrt, vor 
den Medien in Bern. Deshalb hahp mln -nt- 

massig, sagte Cron. Das Bundesamt halte sich an 
zwei Grundsatze. So erhielten Fluggesellschaften, 
die in einem der 25 EU-Staaten sowie in Norwe- 
gen und Island gesperrt seien uncl die Schweiz 
neu anfliegen wollten, grundsatzlich keine Lande- 
bewilligung. Damit betrete die Schweiz europai- 
sches Neuland. sagte Crnn Airlinas. die hereitq 

EU-weite schwarze Lii 
Beteiligung der Schweiz zu eru 

Ht. Brüssel, 1. Se, 
Die Sene von Flugzeugunglücken ii 

hat auch in der EU den Druck auf die ' 
lichung von schwarzen Listen von I 
schaften verst&kt. Wahrend Frankreich 
gien zu Wochenbeginn und Grossbnta 
reits zuvor derartige Listen publizie 
strebt die EU-Kommission eine EU-% 
an. Ein am Donnerstag veroffentlicht 
von Verkehrskommissar Barrot zur Luf 
sicherheit fordert unter anderem die Vt 
eines noch im Gesetzgebungsprozess 
Verordnungsentwurfs über die Untemcl 
Fluggitsten über die Identitat der mit ei 
betrauten Airlines sowie den Austausc' 
formationen über Sicherheitsmangel 
den Mitgliedstaaten. Laut diesem von 
mission im Februar vorgeschiagenen 
müssten künftig alle Mitgliedstaaten I 

mit Fluggesellschaften publizieren, den1 
Sicherheitsgründen die Nutzung ihres ' 
verboten (oder sonstige Restriktionen 
haben. Die EU-Kommission wiederun 
Basis der nationalen Listen eine kor 
EU-Liste erstellen und veroffentlichen. 

Diese konsolidierte Liste sollte laut 
spriinglichen Entwurf zwar die Trans~ 
hohen, aber keine EU-weiten 
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Den Bundesrat als Team wahlen 

SCHWEU u 

7,4 Millionen Einwohner 
10:53 ................................ sur une Home 

IV-Rechnung gerat immer 
mehr i n  Schieflage 

........ -,--- ................... 
fieber steigt weiter 

Statt Partei-Arithmetik roll künftig der klare Wille zur Bildung eines 
Teams über die Wahl des Bundesrates entscheiden. Das Zentrum für 
institutionelle Reformen in der Schweiz (URS) stellt ein neues 
Wahlverfahren zur Diskussion. 

CONSEIL FÉDÉRAL &si on élisas en bloc les membres du aouverne- 
ment? L'idée fait son chemin, pour rétablir la cohésion de 1 f&écuti~ 

Mit der Gründung des ZIRS haben sich 16 Personlichkeiten - mehrheitlich 
ehemalige und amtierende Parlamentarierinnen und Pariamentarier aus der 
Westschweiz - das Ziel gesetzt, die einstitutionelle Blockade» der Schweiz zu 
überwinden. Einen ersten Schritt dazu sehen sie in einem neuen 
Bundesratswahlverfahren. e-Tages-Anzeiger 

Archtv 
Carte 0lan;he - 

SUCHEN 

I n  der Schweiz herrsche Orientierungslosigkeit, sagte die frühere 
Waadtlander SP-Standeratin und ZIRS-Prasidentin Yvette Jaggi heute vor 
den Medien in Bern. 2003 sei der Bundesrat vollends in eine rein 
arithmetische Konkordanz ohne politischen Inhalt getreten. eDas Wichtigste 
aber ware das Teamw, sagte der freisinnige Berner Alt-Nationalrat François 
Loeb. 

Abonnement- 
Inserieren 

SE!=" -.-. 
lmmobilien Zwei Wahlgange 

Fahrzeuge 
Bildung . . Diesem Teamgedanken zum Durchbruch verhelfen sol1 eine geschlossene 

partei- und sprachenübergreifende Listenwahl. Eine Liste umfasst sieben 
wahlbare Personen, darunter mindestens zwei aus einer sprachlichen 
Minderheit. Damit Sie gültig ist, muss sie von mindestens 30 Abgeordneten 
unterzeichnet sein. 

Partnersuche - - - 
Erotik . "  ............ 
Branchenbuch .................................... 
Preisspiele ....................................................... 
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Das Wichtigste 
sofort auf Ihr Handy 

Erzielt im ersten Wahlgang eine der maximal acht moglichen Listen das 
absolute Mehr, sind die darauf aufgeführten Personen gewahlt. Sonst treten 
eine Woche spater die beiden bestplahierten Listen gegeneinander an. Drei 
Namen auf diesen Listen konnen durch solche Ausgeschiedener ersetzt 
werden, wofür es 45 Unterschriften braucht. 

Melden Sle sich belrn SHS- 
Dienst von tagesanzelger.ch 
an. SMS ............ . - -- 

New%_.___ 
Desktopnews . . 

Minimales gemeinsames Programm 
1 mv=s=um ............................. 
on!?e, Werbu_ .... 

Tamedia-Sites .......................................... 
Für das ZIRS ist entscheidend, dass die Zusammenstellung der Listen 
eingehende Verhandlungen vorausseht. Dabei müssten die Parteien nicht 
nur über Personen, sondern auch über ein minimales gemeinsames 
Programm reden. I n  diesem Sinne bringe das neue System eeine 
wahrhaftige Neudefinition der Konkordanzw. 

L'élection du 10 décembre 2003, qui a vu l'accession de Christoph Blocher au Conseil fédéral, est à l'origine de l'initiative. KEYSTONE Für das neue Wahlverfahren, das lm Übngen die Ersatzwahlen nicht berührt, 
braucht es keine Verfassungsanderung. AIS ZIRS-Gründungsmitglieder 
werden Christa Markwalder (FDPIBE) und Roger Nordmann (SPND) in der 
Herbstsession im Nationalrat eine parlamentarische Initiative einreichen und 
damit die Debatte in die Rate tragen. (cpmlsda) 

CHRlSTlANE IMSAND 

Le 10 décembre 2003, les Chambres répon- 
daient à la montée de 1'UDC en éjectant 
Ruth Metzler du Conseil fédéral puis en éli- 
sant Christoph Blocher et Hans-Rudoif 
Merz. Cette concordance arithmétique n'a 
cependant pas entraîné une concordance 
politique. Jamais encore on avait assisté à 
une telle polarisation. Un groupe de per- 
sonnalités politiques, romandes pour la 
plupart, s'est préoccupé de cette question. 
Il a fondé en mai le ((Centre pour la réforme 
des institutions suisses)) (CRIS), animé par 
lesvaudois François Cherix et Yvette Jaggi. 

vée piégée par une dynamique électorale 
qui lui échappait. Le projet passe à la vites- 
se supérieure grâce à deux jeunes 
'conseillers nationaux, le socialiste vaudois 
Roger Nordmann et la radicale bernoise 
Christa Markwalder, qui vont le défendre 
en déposant une initiative parlementaire. 

qui ne comprendrait aucun socialiste ou 
aucun UDC. ((L'essentiel est d'éliminer le 
hasard au profit d'une volonté commune 
de gouverner ensemble, souligne François 
Cherix. Deux sièges au moins seraient ré- 
semés aux minorités linguistiques.» 

Cette réforme qui ne s'appliquerait 
qu'au renouvellement intégral du Conseil 
fédéral, tous les quatre ans, ne nécessite 
pas une révision de la Constitution. Cela la 
différencie du projet d'élection du Conseil 
fédéral par le peuple qui avait été lancé par 
1'UDC avant que Christoph Blocher entre 
au gouvernement. «Une élection par le 
peuple ne serait pas un progrès car elle est 
incompatible avec la notion d'équipe qui 
résulte d'une négociation préalable)), ex- 
plique François Cherix. 

L'initiative du CRIS ne tombe pas dans 
un terrain vierge. Elle constitue une alter- 
native à la motion de 1'UDC bernois Her- 
mann Weyeneth qui propose une réélec- 
tion en bloc du gouvernement, mais 
autorise le biffage d'un ou plusieurs titu- 
laires. En 2003, cette formule aurait mis les 
PDC Joseph Deiss et Ruth Metzler sur pied 
d'égalité mais elle ne règle pas la question 
des sièges vacants. I 

.................................................. ........................-...................... 
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Tous les partis sauf I'UDC 
Leur appartenance politique est repré- 

sentative de celle des membres du CRIS. 
On trouve parmi ceux-ci aussi bien des 
démocrates-chrétiens comme l'ex-mi- 
nistre jurassien François Lachat, que des 
radicaux comme le Genevois François 
Longchamp, des socialistes comme le 
conseiller d'Etat neuchâtelois Jean Studer 
ou des membres de l'extrême. gauche 
comme le popiste vaudois Josef Zisyadis. 
En revanche, pas un seul démocrate du 
centre. 

En dépit de cette marginalisation de 
I'UDC, le système du scrutin de liste à deux 
tours qui est proposé laisse la porte ouver- 
te à toutes les possibilités. Cela pourrait 
aussi bien déboucher sur un gouverne- 
ment composé des quatre partis gouverne- 
mentaux actuels, que d'un Conseil fédéral 

Une «urgence» 
Résultat de sa réflexion: il est urgent de 

modifier le mode d'élection du Conseil fé- 
déral. Il propose le passage à un scrutin de 
liste qui garantirait la désignation de sept 
personnalités aptes à travailler en équipe. 
«Cette mesure a un caractère symbolique, 
reconnaît Yvette Jaggi. Mais elle devrait 
amorcer le débat et entraîner une modifi- 
cation du climat politique.)) 

Résentée hier à Berne, l'idée n'est pas 
toute neuve. Elle a réapparu il y a deux ans 
lorsque l'Assemblée fédérale s'est retrou- 
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Crise politique permanente 
et immobilisme dangereux 
François Cherix, secrétaire général du Centre pour la réforme des institutions suisses, 
explique pourquoi il est urgent de réformer le mode d'élection du Conseil fédéral 

Rarement, l'absence de gou- 
vernail au Conseil fédéral n'aura 
étéaussiévidenteque durantl'ac- 
tuelle campagne sur l'extension 
de la libre circulation des per- 
sonnes. Certes, parson ampleur, 
la question européenne divise la 
société suisse.Mais elle révèle 
aussil'incapacité de l'exécutif à 
conduire une action commune. 
Incapacité qui apparaît égale- 
ment de manière éclatantedans 
d'autres grands dossiers tels que 
les tâches del'Etat.lafinalité des 
assurances sociales,lerôle de la 
fiscalité, les missions de l'armée, 
où les options des conseillers fé- 
déraux sont souvent inconci- 
liables. Au bout du compte, ce dé- 
ficit de cohérence au sommet 
installe la Confédération dans 
une crise politique permanente, 
qui débouche sur unirnmobilis- 
me dangereux ou des projets 
contradictoires. 

Examinant ces blocages, le 
Centre pour la réforme des insti- 
tutionssuisses (CRIS) aacquis la 
conviction que l'élection succes- 
sive etpar ancienneté du Conseil 
fédéral constituaitla principale 
cause de son manque de cohé- 
sion. Ilvient donc de proposer de 
passerà une élection par scrutin 
deliste à deux tours, quipermette 
de placer au pouvoir unevéri- 
table équipe. La force de cette ré- 
forme est qu'elle préserve les tra- 

ditions et les valeurs de la Suisse: 
elle n'exclut nullement une 
concordance de tous les partis. 
Par contre, elle les oblige à 
conduire une négociation préa- 
lable sur les orientations géné- 
rales et les personnes, dont laliste 
devient le fruit. 

Face à cette proposition, on 
peut être tentéde hausser les 
épaules et de ramener les dys- 
fonctionnements du Conseil fé- 
déral à des antagonismes pure- 
ment conjoncturels. Attendre 
que les partis arrondissent leurs 
angles, parier sur le retour du 
centre, espérer que les bons vieux 
consensus d'autrefois revien- 
dront d'eux-mêmes serait alors la 
meilleure attitude. Le CRIS n'a pas 
ignoré cet aspect dudébat; mais 
deux évolutions structurelles im- 
portantes lui ont fait conclure 
que l'économie d'une adaptation 
institutionnelle ne pouvait plus 
être faite. 

D'une part, la polarisation des 
partis suisses ne tientpas qu'aux 
batailles livrées surl'échiquier 
politique; elle découle aussi 
d'une mutation profonde dans la 
formation des idées. Les révolu- 
tions informatiques et téléma- 
tiques ont créé la société de la 
communication, dominée parles 
médias électroniques. Dans un 
flux tendu de sons et d'images, 
face à un déferlement permanent 
d'émotions et de revendications, 
chaque individu est appelé à se 
positionner et à choisir son camp; 
et ces positionnements sont es- 
sentiellement de type binaire: 
pour ou contre,gauche oudroite, 
oui ou non, telles sontles frac- 
tures quiscindentdésormais 

- 

l'opinion et,partant, la clasSe Po- 
litique. Par nature,la société de la 
communication simplifie et po- 
larise. Que pense le gouverne- 
ment? que fait legouvernement? 
oùva le gouvernement? Ce sont 
des questions que les citoyens 
suisses accepteront de moins en 
moins de laisser sans réponse. 
Mais encore faut-il avoir un gou- 
vernement, et nonseptpersonna- 
lités dontl'additio'n hasardeuse 
ne forme même pas obligatoire- 
ment un collège. 

La polarisation des, 
partis suisses découle 
aussi d'une mutation 
profonde dans 
laformation des idées 

D'autre part, la répartition des 
responsabilités entre les diffé- 
rents niveauxsuisses a totale- 
ment changé.Peu à peu, le pou- 
voir s'est déplacé del'échelon 
cantonal à celuide la Confedéra- 
tion. Aujourd'hui, les décisions 
quiengagent l'avenir du pays se 
prehknt à Berne. Dès lors, les ser- 
vices quel'onattenddes institu- 
tions fédérales sont très diffé- 
rents de ceuxdontpouvqit se 
contenterleXEesiècle. Au dé- 
part'la fonctionde conseiller fé- 
déraIrelevait davantage de l'arbi- 
trage que de la gouvernante. Il 
s'agissait d'assurer unminimum 
de cohésion entre des Etats fédé- 
rés quigardaient l'essentiel des 
prérogatives. D'une certaine ma- 

nière, les sept sages adminis- 
traient l'association faîtière qui 
coiffait les associations canto- 
nales, où bouillonnaient les vrais 
enjeux politiques. L'électionsuc- 
cessive de personnes répondantà 
une foule de paramètresplusou 
moins explicites visaità garantir 
une bonne représentation des en- 
tités quiavaient choiside sefédé- 
rer. Il convenait de juxtaposer au 
mieux les terroirs, les typologies 
et les forces politiques marquant 
1epays.Un bon Conseil fédéral of- 
frait ainsi au peuple unmiroir où 
chacun pouvait se reconnaître. 

Aujourd'hui, les conseillers fé- 
déraux sont devenus les mi- 
nistres en charge de la direction 
du pays. Le citoyen attend donc 
de l'exécutif qu'il produise des so- 
lutions et non pas seulement du 
liennational. Ilveut savoir qui 
travaille avec qui et pour quoi fai- 
re;ildemande au Système de don- 
ner unsensàl'actionpolitique. 
Désormais, au plan fédéral, la 
Suisse a davantage besoin 
d'orientation que d'appartenan- 
ce. Pour ce faire, la formation 
d'une équipe gouvernementale 
dontles membres ont au moins 
accepté de figurer ensemble sur 
uneliste commune constitue le 
minimum requis. 

Le tempspresse. Celui de la 
concordance arithmétique sans 



POLITIQUE 
Les lauriers de Georges Plomb 

Désuni, le Conseil fédéral? Roger Nordmann 

Pascal Couchepin, le dé- ce premier tour (et avec Roger Nordmann, conseiller national socialiste ND). 
mocrate-chrétien Joseph 
Deiss, les socialistes Mi- 
cheline Calmy-Rey et Mo- 
ritz Leuenberger. Avec 
MM. Blocher et Merz, les - 
dissonances seraient à la 
hausse. 

Pour corriger cela, Ro- 
ger Nordmann propose un 
ascrutin de liste, à deux 

les mêmes garanties pour 
les minorités). La liste 
obtenant le plus de voix Socialiste vaudois, Ro- les conseillers fédéraux 
sera élue. En cas d'éga- ger Nordmann (32 ans) qui se représentent. Mais 
lité, le président du fait alliance avec la radi- l'actuel mode d'élection 
Parlement tranchera. Des cale bernoise Christa est aussi vieux que I'Etat 
tractations entre les deux Markwalder (30 ans). fédéral. Pour le bousculer, 
tours devraient favori- Leur projet se heurte à il faut du souffle. Christa 
ser l'émergence d'un une proposition rivale de Markwalder et Roger 
Conseil fédéral plus ho- I'UDC - qui ne soumet Nordmann en ont. 
mogène. au uscrutin de liste, que GPb 

Pour une nouvelle donne 
POLITIQUE Bientôt deux ans que les femmes comptent pour presque beurre 
au Conseil fédéral. Une initiative parlementaire pourrait changer les choses. 
Les explications de la Bernoise Christa Markwalder. 

Le Conseil fédéral, c'est 
comme le yass. Les dames 
ne font pas le poids face 
aux petits rois. Et quand 
elles ont la bonne couleur, 
eues se font alors manger 
par un valet d'atout subi- 
tement brandi par les 
pseudo-stratèges. En ré- 
sumé, c'est le scénario qui 
s'est déroulé un certain 10 
décembre 2003 sous la 
coupole. Dame Metzler 
évincée. Dame Beerli 
poutzée. Faut-il alors 
changer le mode d'élection 
pour éviter les magouilles 
improvisées en dernière 
minute? Trois systèmes 
sont en concurrence. 

1-LE SYSTEME 
ACTUEL 
La formule magique rafis- 
tolée il y a deux ans pour 
offrir un siège supplé- 
mentaire à l'UDC n'attire 
plus les suffrages. «Le sys- 
tème incite les ministres à 
travailler chacun pour soi. 
La collégialité fonctionne 
de plus en plus mal, les 
indiscrétions se multi- 
plient. Et finalement tout 
est bloqué)), explique la 
conseillère nationale 
Christa Markwalder. De 
plus, ce mode d'élection a 
valu à la moitié de la po- 
pulation suisse de n'être 
plus représentée que par Christa Markwalder, parlementaire radicale, partisane d'un changement 
;ne sede élue, MkheLe de système d'élection du Conseil fédéral. 

- 

Calmy-Rey. Dame de 
PUBLICITÉ cœur, certes, mais bien esseulée. pour respecter les quotas plutôt que pour 

1 ses compétences. Déjà qu'aujourd'hui 
2 - L E S  QUOTAS certains goujats prétendent que les 
La Suisse raffole des quotas: pour l'équi- femmes politiques bénéficient d'une in- 
libre des régions, des langues, des partis et dulgence néfaste ... «J'ai suivi les réflexions 
même parfois des religions. Mais pour les d'un groupe de travail sur les quotas. 
femmes ... Pas question! Et il faut bien re- Ce sujet suscite une controverse qui me 
connaître qu'il est humiliant d'être élue paraît insoluble. Même des quotas 

transitoires me laissent 
sceptique. Cet instru- 
ment est fort utile p o u  
assurer la représenta- 
tion des minorités, mais 
les femmes ne sont pas 
une minorité à proté- 
ger», ironise la radicale 
bernoise. Au yass, les 
quotas équivaudraient 
peut-être à une an- 
nonce de trois cartes au 
nel. Ennuyeux.. 

3 - L E  SCRUTIN 
DE L I S T E  
Au lieu d'élire chaque 
conseiller fédéral l'un 
après l'autre, le Parle- 
ment élirait une liste 
compacte de sept per- 
sonnes. Une telle liste 
devrait donc garantir 
un bon esprit d'équipe 
et un projet politique 
convaincant. C'est la 
proposition du Centre 
pour la réforme des ins- 
titutions suisses qui est 
actuellement présentée 
au Parlement par 
Christa Markwalder. «Je 
suis persuadée que cette 
formule donnerait une 
place plus équitable aux 
femmes. Avec ce nou- 
veau mode de scrutin, 
les candidats ne figure- 
ront sur une liste que 
s'ils s'engagent à tra- 
vailler avec leurs colis- - 
tiers, au coude à coude, 
pour réaliser le pro- 

gramme commun négocié à l'avance avec 
les partis. Et dans ce genre de travail, les 
équipes mixtes sont plus efficaces et plus 
innovatrices.» Cette formule ne résou- 
drait pas tout ... mais elle garantirait pro- 
bablement que les cartes ne soient pas 
aussi mal distribuées qu'aujourd'hui. 

Marylou Rey 



n'avait rien de mirobolant, la presse avait ap- 
plaudi, sensible au spectacle, mais inconscien- 
te que la manière utilisée était en contradiction 
des plus élémentaires principes de transparen- 
ce démocratique. 

La proposition Nordmann 
Est-ce cette noce à Thomas qui a donné 

au conseiller national Roger Nordmann l'en- 
vie de changer l'élection du Conseil fédéral, 
ainsi qu'il le propose aujourd'hui? Pas stir 
puisque cette élection spectaculaire a eu lieu 
en 1973, année de naissance du socialiste 
vaudois. 

Au demeurant, ces complots bouffons ne 
portaient pas à conséquence, même pour 
l'image de la Suisse. La presse internationale 
ignorait ces élections sans enjeu. Il aura fallu 
que ces pratiques permettent de barrer la 
route aux femmes (évictions de Lilian Uch- 
tenhagen, de Christiane Brunner, de Christine 
Beerli) pour que l'on comprenne que la mé- 
thode relevait d'une logique politique. Jus- 
qu'au «coup d'Etat démocratique)) qui a per- 
mis à Christoph Blocher et à Hans-Rudolf 

Merz d'entrer au Conseil fédéral, avec l'incu- partis de gauche auraient leur liste de sept can- 
rie qui en a résulté. didats, une autre liste serait faite du centre- 

C'est avantCtout ce 10 décembre 2003 qui droite (radicaux-PDC), une troisième liste re- 
fonde la démarche de Roger Nordmann. Il dé- présentant la mouvance UDC. Ainsi, on se 
pose donc avec la radicale bernoise Christa compte. Le deuxième tour peut être fixé plu- 
Markwalder une initiative parlementaire pré- sieurs jours après, ce qui permet des tracta- 
voyant que le Conseil fédéral soit désormais tions approfondies. 
élu sur liste bloquée, dans le but d'empêcher Le résultat final pourrait très bien retrouver 
les tripatouillages. Selon une idée du publiciste les mêmes partis qu'aujourd'hui, mais avec 
François Cherix. des personnalités de concordance. Ou au 

Roger Nordmann: ((Si on applique notre contraire bifurquer centre-gauche ou centre- 
projet au cas de figure de 2003, Blocher aurdt- droite. D'autres cas de figure sont possibles. La 
il été élu? Peut-être, mais dans une coalition nouveauté est que les orientations politiques 
sans les socialistes. Et Merz n'aurait vraisem- deS.uns et des autrès seraient préalablement 
blablement pas ét6 élu, lui, parce qu'une liste clarifiées, au lieu de surgir, comme naguère, de 
qui le prévoit eqélimination de la candidature la nuit des longs couteaux. La cohérence est un 
de Christine Beerli n'aurait pas tenu la route.» corollaire de ce système. 

Le projet permet de renégocier les listes Il est vrai que l'on a déjà tenté, envain, de ré- 
après un premier tour infructueux, des listes former le Conseil fédérai. Mais cette proposi- 
dont le nombre de signatures passe de 30 à 45 tion qui ne coûte rien est exclusivement ciblée 
dans ce cas, autre exigence destinée à neutrali- sur des dysfonctionnements dénoncés par la 
ser les marionnettistes du régime actuel. Irna- majorité. Une semblable majorité ne serait- 
ginons des scénarios. Un premier tour où les elle pas possiblesous la Coupole? I 

La jupe-boule ne passe:ra pas par nous,, , 
MODE Cet automne, dans les collections des grands couturiers, il y a du joli. Et de l'épouvantable! 
ARIANE FERRIER d'eux jurait, il y quelques saisons, que le bleu Pour l'anecdotique: l'énième come-back des 
Vous aussi, vous adorezlamode? Quelle chose nuit était le ((nouveau noir». Et le dos nu, le vestes militaires. Bon. Les fanatiques ressor- 
délicieuse, n'est-ce pas? Du vaporeux, de la «nouveau décolleté)). Sic. tent leur modèle d'il y a quinze ans, Les autres 
dentelle, quelques grammes de soie froissée se demandent si notre fémiGté gagne à se frot- 
~ n n n n r . 6 ~  AD n a h a r r l i n ~  T DE r n a m a v i n ~ c  f6 rn i -  Cet aiitnmnn il xrn rlii inli r l ~  I ' a n e r r l n t i n i i e  rle ter a i i u  a n l n n ~  Pniir 1 '6nni ivantnhl t= .  l a  iiine- 

4iiiij 
en forme 

JODlE FOSTER 

Beau redécol' 
Le retour qui fait plaisir. Jodie Fo 
ans), qu'on n'avait plus vue en t6 
fiche d'un film depuis 2002, trôr 
met du box-office US avec ((Fligk 
Dans ce thriller des studios Disn 
joue une veuve dont la fille de si) 
paraît au cours d'un vol transat12 

jl'équipage n'a gardé nulle trace c 
nir de la présence de la gamine È 
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L'avis de l'expert 

Les pays européens à la recherche 
du centre perdu 
..................................................................................................................... ................................................................................................ .............................................. ..,.. ............................................................................. 
Notre société de la communication, qui siinplifie et polarise, conduit à une montée des extrêmes mais, en mê,me temps, 
les peuples européens, comme en Nemagne, aspirent à une voie moyenne . , et souhaitent des politiques raisonnables 

L 
aborieusement, les AUemands construisent leur 
prochaine grande coalition. Cette opération 
n'est pas sans risque, tant il paraît complexe de 
créer un langage commun à partir de visions di- 

vergentes. Pourtant, si périlleux qu'il soit, ]:exercice est 
incontournable: il est rendu nécessaire par les institu- 
tions et, de plus, ilcorrespond auxvœux du peuple $le- 
mand. En tout cas, le quasi-match nul entre IeSPD et la 
CDU-CSU a été perçu comme un besoin d'équilibre: on 
s'est accordé pour dire que les citoyens avaient manifes- 
té leur volonté d'être gouvernés au centre; et le rejet de 
ruptures politiques brutales au profit d'attitudes réfor- 
mistes a été présenté comme un des principaux ensei- 
gnements du scrutin. 

Cette attente de solutions à caractère centriste n'est 
pas spécifique à l'Allemagne. Elle reflètele désir légitime 
des Européens d'aborder les défis actuels sans cham- 
bouler leur mode de vie, ni déchirer le tissu social. Nul 
doute que la Suisse s'inscrive également dans une telle 
tendance. Par ailleurs, les mêmes peuples semblent fas- 
cinés par les positions idéologiquement tranchées. En 
France, les gauches dures ont fait échouer le référendum 
sur le Traité constitutionnel européen; en Nemagne, le 
Links Partei a contraint le chancelier Schcder à durcir 
considérablement sa campagne. Partout, les nationa- 
lismes font recette; et les droites classiques récitent sou- 
vent un catéchisme ultra-libéral qui frise la caricature. 
Dès lors, on peut se demander pourquoi l'espoir d'une 
voie moyenne s'accompagne d'une montée des ex- 
trêmes. Comment les citoyens peuvent-ils souhaiter des 
politiques raisonnables tout en accordant leurs suf- 
frages aux partis qui construisent leur identité sur le re- 
fus de toute concession? Cinq phénomènes permettent 
peut-être demieux saisir ce paradoxe. 

Tout d'abord, la société de la communication dans 
laquelle nous vivons simplifie et polarise; chaque jour, 
dans un déferlement d'émotions brutes, elle appelle 
chaque individu à trancher et à choisir son camp. 
Deuxièmement, cette «démocratie d'opinion)) favorise 
la primauté de l'instant sur la maturationdente; elle gé- 
nère des positions plus profilées, mais aussi beaucoup 
plus labiles; elle disqualifie le temps institutionnel et 
surestime l'effet des décisions ponctuelles. Troisième- 
ment, la complexité des enjeux, la spécialisation des 
tâches et la professionnalisation des divers rôles so- 
ciaux tendent à séparer le citoyen porteur de symp- 
tômes du citoyen fournisseur de remèdes: nos contem- 
porains brandissent volontiers des revendications 

angoisses du haut des falaises qui l'enserrent. Autre- 
mènt dit, il appartient aux systèmes politiques mo- 

. ,-, dernes de ((produire du centre)) à partir de scrutins 
donf~apolarisation~tradui~rnoins un désk de rompre 
que la peur de voir l'autre camp entraîner le pays vers 
des rupturesirrémédiables. 

Dans cette perspective, le logiciel institutionnel alle- 
mand estperfonnant.Certes,laphase actuelle sent plus 

la transpiration que l'enthousiasme; et ce bras de f e ~  
gauche-droite va conduire à des renoncements cruels. 
Mais aubout du compte, des accords seront trouvés, des 
lignes rouges tracées, et un gouvernement fruit d'une 
volonté commune prendra ses fonctions. L'Allemagne 
disposera au moins d'une équipe acceptant de gérer en- 
semblele pays sur la base d'uneplate-forme négociée. 

T 
out autre est lelogiciel suisse. En unematinée,le 
Conseil fédéral est formé. L'élection successive 
et par ordre d'ancienneté de ses inenlbres n'est 
d'ailleurs pas sans charme. Au hasard des bulle- 

tins'et dès humeurs dedernière minute, on peut voir un 
consultant acratopège apparaître et les femmes prati- 
quement disparaître. Le précipité fédéral obtenu s'avè- 
re donc parfois surprenant; mais au inoins les fanfares 
n'attendent pas, lei trains spéciaux partent à l'heure et 
levinblancn'a oasle temnsde tiédirdans lesverres. 

ciladit, ce&tèmeni;tique nVestpas sans intérêt.~n 
tout cas, il a rendu de bons et loyaux services. En fait, il 
maintient complètement ouvert un champ de négocia- 
tion qui s'étend à la législature entière: on désigne des 
pponnes dont on découvre tout au long des quatre 
années suivantes la capacité de construire des solutions 
crédibles. Cette grande incertitude offre aussiunegran- 
de souplesse. En théorie, elle permet aux alliances 
poncmelles entre partis de se déployer avec un inaxi- 
rnw de variété. Mais pour fonctionner, cette gestion 
au c,oup,par coup doit pouvoir s'appuyer sur un centre 
fort qui'domine et régule le jeu politique. Elle ne peut 
être queleseflet d'une société où les fronts sont pacifiés 
et les oppositions modérées. Par contre, elle devient 
inopérante dans un monde polarisé: l'addition de vi- 
sions antagonistes sans négociation préalable finit par 
entrete& une confusion permanente qui augmente 
d'autant la polarisation. 

(Aujourd'hui, l'électionindividuelle des membres du 
Conseil fédéral ne correspond plus aux principaux pa- 
ramètres de lavie politique suisse. Le passage à unscru- 
tin de liste pérmettrait de désigner une équipe fruit 
d'un accord préalable. L'opération déborderait proba- 
blement le cadre d'une matinée. Mais son résultat dé- 
passerait certaineinent,aussi la juxtaposition de posi- 
tions et de personnalités \inconciliables. Comme les 
Allemands, frottés comme nous aux pratiques fédéra- 
listes, mais à notre manière, sans dénaturer nos institu- 
tions, nous avancerions ainsi dans la recherche du 
centre perdu. 

En Espagne, José Luis Zapatero 
est mis en étau dans le débat sur le fédéralisme 

A 
........................................................................................
La question du statut des régions, qui oppose avec virulence les centralisateurs et les autonomistes, 
domine la scène politique espagnole et le gouvernement socialiste est accusé de démembrer le pays 

Qu'est-ce que l'Espagne au jus- régions autonomes reçoit de l'Etat ceur)). La semaine dernière, son qui a demandé aux régions de «ré- En Catalogne, par exemple, l'idio, 
te? Un Etat où le «centre)) a barre d'amples compétences, dispose parlement autonome a d'ailleurs actualisen) leur stawt d'autono- me est obligatoire dans les institu- 
sur ses régions-même les plus tur- ' d'un parlement et d'un exécutif approuvé un nouveau statut d'au- mie. Lui qui a ouvert la boîte de tions, les tribunaux, les collèges ou 
bulentes-commelesouhaitentles propres. Un quart de siècle plus tonomie qui lui donnerait quasi- Pandore des prétentions nationa- les universités. Mais dans cette ré- 
conservateurs? Un pays aux com- tard, ce système vacille sur ses fon- ment les pleins pouvoirs fiscaux,le listes. gion où l'immense majorité des 
munautés autonomes aux larges dements. Pourquoi? Principale- titre de «nation» et les pleines pré- Aujourd'hui, la position de Za- gens est bilingue, les nationalistes 
prérogatives, mais dans le respect ment, car deux régions dites «corn- rogatives judiciaires - comme la pateto est délicate, car il est,pris en voudraient que le catalan soit aus- 
de la Constitution, selon le vœu munautés historiques)), estiment plupart des régions espagnoles, étau entre les profédéralistes et le si ((la» langue de la publicité, dans 
des socialistes au pouvoir? Une qu'elles sont parvenues à un pla- elle gèrk déjà elle-même son terri- Partipopulaire(PP, droite) centra- les entreprises et celle des conlp- 
mation des nations)), selon Yex- fond et ont décidé d'entrer dans toire, lasanté etl'éducation. liste. Ce dernier accuse les socia- toirs de bistrots. Pour beaucoup, 
pression des formations nationa- une dynamique souverainiste: la listes de ((démembrer l'Espagne», un «saut excessif)). listes périphériques? Ou bien CatalOgne et le Pays basque. Quitte "" .... "..""" .............................................. de «laisser le pays àvau-l'eau)), et de L'autre exemple est celui du fi- 
même,l'Espagne est-elle amenée à àmenacerl'équilibre territorialdu Les nationalistes se soumettre au ((diktat des natio- nancement. Beaucoup de Catalans 
se démembrer progressivement, à pays. voudraient que le nalismes périphériques et aux par- estiment qu'ils paient davantage à 
la faveur des irrédentismes Ces deux régions, tenues par tisans de l'implosion nationalen. Madrid qu'ils ne reçoivent de la ca- 
basques etcatalans? des exécutifs de tendance natio- catakln soit aussi la De l'autre côté, nationalistes pitale. Et rêvent du ((concert éco- 

En réalité, chacun a une vision naliste, introduisent des déséqui- langue de la publicité basques, catalans et galiciens ou nomique~, en vigueur au Pays 
différente de l'Espagne. La plupart libres de nature différente. Côté indépendantistes de Catalogne basque et en Navarre, privilège se- 
parleraient même «des) Espagne. basque, avecen toile de fondle ter- et des C0tnpbir~ (Esquema, ERC) - allié parlemen- lon lequel la région lève souverai- 
Ce débat a travaillé le pays, avec rorisme de I'ETA, le Plan Ibarretxe de bistrots taire de Zapatero - ou du Pays nement l'impôt et reverse à Ma- 
plus ou moins de fracas, durant (du nom du premier ministre ré- basque (Batasuna, Eusko Alkata- drid une quote-part au titre de 
tout le XXe Même si, bien gional) entend se dissocier du-res- M....wu.. "M .....................................-.....a... suna, EA) se livrent à ce que beau- certains services rendus (infra- 
évidemment, il s'est fait en sou~di- te de l'Espagne en tant qul«Etat li- Resteque cenouveau statut doit coup qualifient de chantage pour structures, armée). L'ennui, c'est 
ne pendant les quatre décennies brement associé», un peu sur le être.approuvéparlepar1ementna- obtenir d'«énormes parts de sou- que cette prétention fait voler en 
de dictature franquiste. Aujour- modèle du Québec. Difficile de ne tional. Et c'estk où les réelles diffi- veraineté)). éclats le principe de solidarité na- 
d'hui, les interrogations sur le pas y voir un préambule à l'indé- cultéscornmence~tetoilseposela Pous illustrer la sitiration, pre- tionale voulant que les régions 
((,,roiet EsDame» reviennent à la niire et simnlp d'nii 1~ n ~ t ~ ~ t i n n  dl1 ,rrnndbl~tarvitnrial pa- nnnr ln. &..v rlW-tr la.- .Air P.... ..:-h,.* C..-..---b -- .--A:- 1- 

Asile: tra 
dur mai3 

Jacques-Simon 1 
Ils sont nombreux ce 

ont fait pression sur les 
conseillers nationaux al 
ces derniers ne suivent 1 
propositions durcissant 
sur l'asile et la loi sur les 
gers. En vain. Le Conseil 
nal, en effet, sans aller a 
que le Conseil des Etats, 
ment suivi sa commissic 
Conseil fédéral. Il y a de 
être déçu. Mais il y a de 1 
raisons pour refuser lac 
sation. 

Il faut remettre ce dé1 
son contexte. Les lois suc 
sur l'asile ont cherché à 
les conditions donnant i 
statut de réfugié. L'admi 
provisoire fut introduit, 
des gens venant de régic 
gereuses, en crise, étant 
qu'ils devaient repartir 1 

qu'une amélioration ser 
constatée. Toutefois, les 
avaient encore une iatih 
demander des permis hi 
taires. Il aurait fallu la g 
Mais il faut constater qu 
les plus nombreux ont é 
de requérants ne réunis! 
les conditions de la loi p 
statut de réfugié. Et il s'e 
loin à la ronde, qu'au bo 
certain temps, les requéi 
faisant assez durer la prc 
avaient de fortes chance! 
pas être renvoyés. Si l'on 
bien sortir d'un angélisi: 
d'une bonne conscience 
facile, reconnaissons qu' 
lonté de durcir la loi en F 
surtout un effet dissuasil 
pas illégitime. 

Encore faudrait-il garc 
bon équilibre entre réali 
éthique humanitaire. Le 
ment prend le risque de : 
écarter. Ainsi, cette dispc 
demandant une non-ent 
matière sur une demand 
faute de pièce d'identité 
document de voyage; a10 
la loi actuelle admet d'ai 
documents d'identificati 
Toutefois, la révision pré 
motifs excusables d'abse 
papiers d'identité. C'est c 
une erreur du parlement 
pourrait être atténuée d; 
pratique. Autre durcisse1 
très contestable: la suppi 
possible, mais pas autom 
de l'aide sociale pour les 
sonnes frappéesaune dé 
de renvoi exécutoire: et I 

une suppression possible 
non automatique, de l'ai 
gence, si le requérant refi 
départ raisonnablement 
gible. On peut aussi critic 
l'allongement éventuel, 1 
compris jusqu'à deux ans 
détention des personnes, 
quérants ou étrangers ill 
qui s'ingénient à échappc 
départ. Toutefois, l'idée e 
citer les cantons, en char! 
nancière de telles détenti 
appliquer les décisions dl 
voi avec diligence. 

En décembre prochain 
sur l'asile et la loi sur les i 
gers révisées seront votée 
nitivement par les deux 
Chambres. 

Elles seront critiquabll 
plusieurs points; mais, à i 
yeux, pas au point d'oblii 
soutenir un référendum i 
..=--cc=---J.-- ~ - - ~ i w r n  



Die Sdweiz - eine Mie 
üereits bn ds~rsm s@hels-&den ~ n t r a g  
um Aufnahme des RomDavidsterns in die Rot- 
kreuz-Bewegung. Doch die Anerkennung als 
vollwertiges M ' i i e d  wurde dem Land wahrend 
56 Jahren verwehrt. Die internationaie Gemein- 
schaft konnteoder wdtte den W~derstand der 
arabischen Staaten gegen denjudischen David- 
stern nicht überwinden. 
lm Jahm4ûûû made ais ein neutra- 
les Emblem vorgeschlagen: der rote Kristall. 
Wir stimmtenzu, weil wir damit emen Beitragzur 
Verstandigwigund AossMHning leisten wollten. 
Doch dur& den hsbruch der 2. Intifada wurde 
&m.ôls der Entsctrsidungsprazess abgewürgt, 
ibrKompromissbdiutatmlféB,dass wùin 
Kriegssituationene&wbei iiiWehtfwgen im h s -  
land das neue Emblem benutzen werden. hn Riland 
hingegen konnen alle ihre alten Symbole auch 
weiterhin verwenden - wir also den Davidstern. 
DieSdmsizbatskhindlesersacRealskon- 
struktive und fahige Vermittlerin gezeigt und 
d a m  mtkhten wir Dank und Anerkennung 
aussprechen. 

VON HENRY HABEGGER 

BERN. FDP-Prasident Ful- 
uio Pelli deutet an. dass 
er seine Bundesrâte aus- 
wechseln wiil. Plus SVP- 
Mann Christoph Blocher. 
Auch andere Parlamenta- 
rier walzen Plhe zur A b  
setning der aktuellen 
Chaos-Rcgienuig. 
Rnegen wir 2007 einen 
neuen Bundesrat7 

Halbzeit der Legislatur 2004 bis 
2007. Bilanz: Der Bundesrat ist 
seit dem Einzug von Chnstoph 
Blocher (65, SVP) und Hans-Ru- 
dolf Merz (63, FDP) von der Rol- 
le. Kein Team, keine Glaubwür- 
digkeit, dafür Streit und Ranke 
spiele. Chaotische Entscheide, 

siehe Swisscom, sind die Folge. 
Schrittrnacher irn Chaos-Rat 

ist Blocher, er splelt die iibrigen 
an die Wand. Mit SVP-Hilfe von 
aussen. Und der befreundeten 
«Weltwoche», die derzeit üppig 
aus geheimen Bundesratspa- 
pieren zitiert. Die übrigen Bun- 
desrate, selbst keine Engel, ha- 
ben nicht die Kraft, Blocher zu 
stoppen und das Ruder zu 
übemehmen. 

W b  wdter? Ende 20a1, bei 
den BundesratsrrPMen, kl)nnte 
es zum grassen Klipferollen kom- 
men. 

Anstalten, die Notbremse 
zu ziehen, rnacht FDP-Prasi- 
dent Fulvio Pelli (54, Ti). Er 
setzt das Messer da an. wo er 
das Sagen hat: bei seinen zwei 
Bundesraten Pascal Couchepin 

(63) und Hans-Rudolf Merz (63). 
Der Zeitung «Le Temps)) sag- 

te Pelli: (Couchepin wird nicht 
geliebt, weil er seiner zu sicher 
ist. Merz wird nicht geliebt, 
weil er seiner nicht sicher zu 
sein scheint.) Der nWeltwoche» 
sagte Pelli: «Ich will, dass unse 
re beiden Bundesrate bis Ende 



der Legislatur, 2007, im Amt 
bleiben.)) 

Aber. so ist zu vernehmen, 
keinen Tag langer. 

Doch Pelll stellt auch Blocher 
ein schlechtes Zeugnis aus: ((Er 
will eine bürgerliche Mehrheit 
im Bundesrat und glaubt, de- 
ren Chef sein zu konnen. Er 
stellt ein System in Frage, das 
ihn daran hindert. der Chef zu 
sein.)) 

Couchepin weg, Merz weg, 
Blocher weg? Oder gleich die gan- 
ze Regierung? 

Pelli kt  nicht allein. 24 Na- 
tionalrate aus SP, FDP, CVP, 
Grüne und PDA haben einen 
Vorstoss unterzeichnet, der auf 
die Absetzung des Bundesrats 
hinauslauft: die parlamentari- 
sche Initiative ((fiir mehr Zu- 
sammenhalt und Koharenz im 
Bundesrat)), die im Oktobervon 
FDP-Nationalratin Christa 

Markwalder (30, BE) einge- 
reicht und von SP-Nationalrat 
Roger Nordmann (32, VD) mit- 
formuliert wurde. 

Die Initiative will die Bundes- 
rate nicht mehr einzeln, sondern 
auf Siebnerlisten wahlen. Jede 
Liste muss von mindestens 30 
Parlamentariern unterstützt 
werden. Setzt sich im ersten 
Wahlgang keine Liste durch, 
gehen die zwei meistgewahlten 
Listen in einen zweiten Wahl- 
gang. 

Nordmann sagt: ((Weil es 
keine Verfassungsanderung 
braucht. kann die Listenwahl 
schon 2007 gelten, sofern sich 
das Parlament beeilt.)) Er 
glaubt: ((Die Listenwahl bietet 
die Chance. die Konkordanz 
neu zu beleben. Weil so nur 
Leute gewahlt werden, die zu- 
sammenarbeiten wo1len.r 

Listenwahl w&e das Ende der 

aktuellen Regierung. Blocher und 
Moritz Leuenberger (59, SP) et- 
wa würden nie zusammen an. 
treten. Schon Blocher und Par. 
teiltollege Samuel Schmid (58) 
hielten es nur schwerlich auf 
der gleichen Liste aus. Wahr- 
scheinliche Folge: Blocher führi 
eine Rechtsliste an, Micheline 
Calmy-Rey (60, SP) eine links- 
grime. FDP und CVP versuchen 
es selbst. Oder machen rechts 
oder links mit. 

Selbst ohne Listenwahl 
wird es eng für den Chaos-Rat, 
glaubt Initiantin Markwalder: 
((Die Art, wie diese Regierung 
arbeitet, wird Auswirkungen 
auf die Parlamentswahlen 
2007 haben. Die Parteien wer- 
den sich fragen müssen: Sind 
wir bereit, mit diesen Leuten 
weiterzufahren?)) 

Pellis Meinung scheint 
schon gemacht. 

SVP-lnit iat ive Da muss nachgeiahlt werden ! 
BERN. Der SVP-Initiative 
für Einbürgerungen an 
der Ume droht der Ab- 
sturz. Es wurden weniger 
Unterschriften einge 
reicht ais gemeldet, und 
etliche Doppel-Unter- 
schriften festgestelit. 
Mit 103 000 Unterschriften ist 
die SVP-Initiative ((fur demo- 
kratische Einbürgerungen)) 
nur knapp und in letzter Mi- 
nute zustande gekommen. 

Gestern dann der Ham- 
mer: Der Bundesrat hat aine 
~ c h z ~ u r u l  lind UhnrndW-a 

als angegeben, und dann fiel 
auch auf, dass etliche Unter- 
zeichner doppelt vorkom- 
men. Jetzt droht der SVP, dass 
über ihre Initiative niemals 
abgestimmt wird, weil am 
Ende weniger als 100 000 gül- 
tige Unterschriften übrigblei- 
ben. 

Urkundenfalschung oder 
schlampige Arbeit der Gemein- 
den bei der Beglaubigung der Un- 
terschriften? Die SVP aussert 
einen anderen, unerhorten 
Verdacht: Unterschriften- 
klau! Generalsekretar Gregor 
J, T\ >.- 2 - --'. -' - - 

arbeiten seit langem mit dem 
gleichen Unternehmen zu- 
sammen und haben keinerlei 
Anlass zu zweifeln, dass rich- 
tig gezahlt wurde.)) Bereits 
lzündigt die SVP an, dass sie 
sich rechtliche Schritte vor- 
behalt - gegen wen auch im- 
mer. 

Es lzonnten auch übereif- 
rige Parteiganger gewesen 
sein, die der SVP mit Fal- 
schungen die Doppel-Unter- 
zeichnungen untergejubelt 
haben. Das schliesst Partei- 
sekretar @p +ber zum vorn: 
.- - 

sammgn mit der ganzen Familie Weih- 
nachten feiern konnen und dass alle ge- 
sund sind. Und Mami und Papi sollen so 
bleiben, wie sie sind! Dieses Jahr reisten 
wir nach Neuseeland. Ich ging dort sogai 
einige Wochen zur Schule. Das hat mir 
riesig gut gefallen und ich mochte irgenc 
wann wieder dorthin.)) 

Andri (a), S 

Bund gibt sich sparsar 
BERN. Das Bundespersonal erhglt im komme 
den Jahr eine einmalige Zulage von 1,9 Prozc 
statt der geforderten 2,4 Prozent. Aus Spa! 
grilnden, erklarte Finanzminster Hans-Rud 
Merz. Gestrichen werden auch Treuepramit 
um insgesamt 50 Mio. Franken einzusparen. 

MA-Flug jetzt bestatigt 
BERN. «Ein in Italien entführter Imam wurdevia 
Schweiz nach Kairo geflogenm (BLICK am 17. Okt 
ber). Die TV-Sendung«lO vorlO» hat vom Bund 
amt für Zivilluftfahrt (Bazl) die offizielle Bestati- 
gungerhalten. Abu Omar wurde 2003 in Mailand 
vom CIA gekidnappt und via Ramstein (D) nach K 
ro  verschleppt und gefoltert. Der Flug nach Rarn 
steinführte durch den Schweizer Luftraurn. Meh 
zum Thema: rmw.blick.ch, WSSlER FOLTERFLOl 

UNTERWASSER SE Für Hinweise zur Klarungder 
rassistischen Attacken auf die Arztfamilie im Tog- 
genburg setzten die St. Galler Justizbehorden eir 
Belohnung von 10 000 Franken aus. Bisher wurdei 
20 Personen zum Fall befragt, bei 13 DNA-Proben 
genommen. Dorfarzt Jbrg Michel und seine dunkt 
hautige Frau mit ihren beiden Kindern werden seil 
Mai terrorisiert. 

UNSERE WM-GEGNIW 

Wie schlagefisich die Schweizer? 



..................................... ..__ 

zys Aufstieg 

ier künftige 
prasident von 
~eich? Nicolas 
:y, der mit dem 
freiniger gegen 
iliche vorgehen 
, gilt vielen 
ffnungstrager. 
31 

Feuer 

nicht lange her: 
lrungen an eine 
1s in Bahn und 
undBüroohne 
iungen geraucht 
In durfte. 
28  

ce Bavaud, 
n «Führer» 
Hitler 

Wird Christoph Blocher 
Premierminister der Schweiz? 
Macht der Swisscom-Entscheid des Bundesrates Schule, konnte er zu einem 
Wendepunkt für das Schweizer Re~ierungssystem werden, schreibt Luzi Bernet 

A 
llein die Tatsache, dass 
sie es immer wieder zur 
Sprache bringen, macht 
stutzig. «Der Bundesrat 
als Ganzes funktioniert)), 

sagte Bundesprasident Samuel Schmid 
am Donnerstag. Pascal Couchepin sei- 
nerseits hatte sich tags zuvor sehr an- 
getan gezeigt über die gute Stimmung 
im Bundesrat. Und für Christoph 
Blocher ist im Fa11 des Swisscom-Ent- 
scheids alles ((hervorragend)) gelau- 
fen. Es wird regiert im Lande, und die 
Landesvater freut's, mehrheitlich. 

Die Wahrnehmung der Landes- 
regierung in der ~ffentlichkeit ist eine 
ganz andere: Es wird im Bundesrat 
gestritten, was das Zeug halt. Ent- 
scheide des Gremiums werden von 
einzelnen Magistraten umgedeutet, 
Giftpfeile in alle Richtungen gescho~? 
sen - die Regierung ais Fortfühning 
des Parlaments mit anderen Mitteln. 

Wer leidet da unter Sinnes-Storun- 
gen? Der Bundesrat? Das Volk? Das 
Parlament? Die Medien? Wie es im 
Bundesratszimmer wirklich zugeht, 
wer wen wie überzeu-er v i a q  
worüber abgestimmt hat, wer in der , 
Minderheit ist und wer der Mehr- 
heit - al1 dies bleibt letztlich im Dun- 
keln, trotz ailen Mitberichten und Ge- 
heirndokumenten, die immer wieder 
nach draussen gelangen. Was dieser 
Bundesrat bisher wirklich geleistet 
hat, ist schwer zu beurteilen. Die Si- 
gnale, die er aussendet, weisen in alle 

Richtungen. Eigene Vorlagen hat die 
vor zwei Jahren neu zusammengewür- 
felte Landesregierung vielleicht mit 
Ausnahme der Bilateralen II noch 
nicht vor dem Volk vertreten müssen; 
von koharentem Regierungshandeln 
ist wenig zu spüren. Wohl verfolgt sie 
mit der Swisscom-Privatisierung oder 
den Massnahmen zur Sanierung des 
Bundeshaushaltes eine konsequente 
Linie, doch liegt immer wieder einmal 
ein Geschaft quer in der Landschaft: 
72 Millionen Franken fur die Euro 
2008 statt 3,5 wie zunachst geplant - 
zur rigiden Haushaltspolitik passt das 
jedenfalls nicht. 

Vielmehr dominiert die Unbere- 
chenbarkeit - auch der Swisscom-Ent- 
scheid legt Zeugnis davon ab. Nicht 
widersprochen geblieben ist bisher 
jedenfalls die Darstellung, dass es da- 
bei recht spontan zu und her gegan- 
gen ist. Die Fachminister Merz und 
Leuenberger gingen mit Vorstellungen 
über die Zukunft des Telekommunika- 
tionsunternehmens in die Sitzung, die 
sich mit den spateren Beschlüssen 
nicht,çklcten. Es war Christoph Blo- 
cher,, d y  den Bundesrat davon über- 
zeugte, das Steuer in der Swisscom- 
Frage radikal henimzuwerfen. Warum 
Mich'eline Caimy-Rey und ihre Kolle- 
gen Blochers Antragen anscheinend 
widerspruchslos folgten, ist nach wie 
vor unklar. War es das Vertrauen in 
seine unternehmerischen Fahigkeiten? 
Das Eingestandnis der eigenen Inkom- 

petenz? Mangelndes Interesse für das 
Dossier? Waren es taktische Über- 
legungen? Fest steht: Blocher hat ei- 
nen Coup gelandet. Er wird ihn und 
seine Anhanger darin bestarken, den 
Druck auf andere Departemente auf- 
rechtzuerhalten, weiterzumachen, den 
«Auftrag» mit Hartnackigkeit weiter- 
zuverfolgen. Sollte das Beispiel Swiss- 
com Schule machen, ist Blocher auf 
dem besten Weg, eine Art Premier- 
minister zu werden. 

Man war vorgewarnt. Blocher hat 
vor seiner Wahl nie ein Hehl daraus 
gemacht, dass er seine Arbeit als De- 
partementsvorsteher nur a l ~  Teilzeit- 
job verstehen und sich im Ubrigen 
auch der Geschafte seiner Kolleginnen 
und Kollegen annehmen würde. Ge- 
nau das passiert jetzt. «Es wird knal- 
lem,  sagte der ehemalige SP-Prasi- 
dent Peter Bodenmann damals voraus. 
Er hatte Recht. Blochers Vorbilder 
heissen Churchill oder Adenauer. Vom 
Wirken einer Kollegialbehorde, von 

Blochers Vorbilder 
heissen Churchill oder 
Adenauer. Vom Wirken 
einer Kollegialbehorde 
hat man ihn noch 
nie schwarmen horen. 

der Politik des «Schritt für Schritt)) 
hat man ihn noch nie wirklich schwar- 
men horen. Bei aller privaten Vorliebe 
für Albert Ankers Malerei, für das 
Grosse im Kleinen - in seinem Bun- 
desratsbüro h k g t  der «Holzfaller» 
von Ferdinand Hodler. 

Die helvetische Konkordanz bedeu- 
tet genau das Gegenteil. Sie steht für 
mühsam erarbeitete Kompromisse, für 
breit abgestützte Losungen, für die 
Integration von Minderheiten. 

Kein Wunder, dass jetzt angesichts 
dieser Widersprüche die Systemfrage 
gestellt wird. Vertragt sich das Kon- 
kordanzsystem mit der neuen Kon- 
stellation im Bundesrat? Braucht auch 
die Schweiz klare Verhaltnisse? Gibt 
es Zwischenlosungen, wie jene, die 
vom Lausanner «Centre pour la Ré- 
forme des Institutions Suisses)) kürz- 
lich vorgeschlagen wurde? Dass nam- 
lich künftig zuerst Verhandlungen 
unter den Parteien über politische 
Ausrichtungen und Personen zu füh- 
ren sind, gewissermassen Koalitions- 
gesprache, ehe der Bundesrat per 
Listenwahl gewahlt wird? 

Abwarten scheint zurzeit nicht die 
schlechteste &r Devisen zu sein. 
Abwarten, ob sich das Gremium doch 
noch findet. Abwarten, ob der Volks- 
tribun, der ja eigentlich keine Kampa- 
gnen führen will, nicht nur seine Re- 
gierungskollegen, sondern auch das 
Volk überzeugen kann - zum Beispiel 
von der Privatisierung der Swisscom. 

Roger Nordmann
Zone de texte
NZZ am Sonntag 11.12.05




